65594 Runkel, den 24. Juni 2009
Niederschrift

über die 34. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 24.06.2009, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 34. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Jürgen Arnold
2. Horst Bender

3. Frank Burggraf
4. Christoph Demel
5. Andreas Dorn
6. Volker Rosbach
7. Michaela Thomas

8. Bernd Eckert

9. Günter Daniel
10. Hans-Karl-Trog
	11. Günter Gebhart

12. Hugo Schmidt

13. Dieter Beul
14. Eberhard Bremser

15. Michael Kilb
16. Wolfgang Ackermann
17. Wolfgang Falk

18. Dr. Gerhard Ruttmann

19. Rainer Röth

20. Erhard Becker

21. Thomas Kuhlisch

22. Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Antonius Duchscherer

3. Heiko Steinhauer

4. Wolf-Dirk Räbiger


	5. Lothar Christl

6. Sabine Hemming
7. Gertrud Burggraf




Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 17.06.2009 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 19.06.2009 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um 19.40 Uhr die Beschlussfähigkeit der 34. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Herren Stadtverordneten Martin Belz, Manfred Hastrich, Bernhard Brahm, Horst Christmann und Armin Naß, seitens der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten Hans-Albert Brötz, Hermann Wilhelm Machoi und Arnold Nies, seitens der BL Herr Stadtverordneter Bernd Polomski sowie Herr Stadtrat Theo Schmidt und Herr I. Stadtrat Michael Uhl seitens des Magistrats.
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Tagesordnung:

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Punkt 2
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Erlass einer Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB für die


Grundstücke Gemarkung Dehrn, Flur 49, Flurstücke 88/6 und 88/8 tlw.
Punkt 3

Mobilfunkanlage Runkel;
hier:
a) Neuer Standort

b) Übernahme der bisher angefallenen Planungskosten

Punkt 4
Antrag der Fa. RAV, Industriestraße auf Erwerb von Gewerbefläche im Gewerbegebiet Kerkerbach

Punkt 5
Vorstellung des Kindergartenkonzeptes mit Satzungsbeschlüssen;

hier:
a) Satzung über die Benutzung der Tageseinrichtungen für Kinder der Stadt Runkel


b) Gebührensatzung zur Satzung über die Benutzung der Tageseinrichtungen für


    Kinder der Stadt Runkel 


c) Bericht mit Beschlussvorschlag des Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden


    Gebhart

Punkt 6
Genehmigung der Niederschrift vom 27.05.2009
Punkt 7
Mitteilungen des Magistrats 
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Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend berichtet Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach, dass die Verwaltung bittet, die Tagesordnung um zwei Punkte zu erweitern.

Neuer Punkt 6 wäre:

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“, Stadtteil Runkel;

hier: 
Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 132, „Kappesborder Berg 10“, Kaufantrag der 
Eheleute Andreas und Sabrina Marbs, Rathausstraße 3, 65553 Limburg-Dietkirchen

Neuer Punkt 7 wäre:

Protestbekundung gegen den Finanzplan des Landes Hessen 2008 – 2012;

hier: 
Absenkung der Leistungen an Kommunen im kommunalen Finanzausgleich um      
400 Mio. Euro ab dem Jahr 2011

Die anhängenden Punkte würden sich somit nach hinten verschieben.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig, den Punkt – Vergabe eines Baugrundstücks auf die Tagesordnung (neuer Punkt 6) aufzunehmen.
Weiterhin beschließt die Stadtverordnetenversammlung, den Punkt bezüglich der Protestbekundung nicht auf die Tagesordnung zu setzen.

Abstimmung:

15 Ja-Stimmen

5 Nein-Stimmen
1 Enthaltung
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat
Die Bürgerliste Runkel bittet, nachfolgende Anfrage in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 24.06.2009 zu beantworten:
Die letzte Geschwindigkeitsmessung in Dehrn, Ahlbacher Weg, in der Zeit vom 15.05. bis 19.05.09 zeigt, dass 53% aller gemessenen Fahrzeuge schneller als 50 km/h fuhren.

In den Stunden, in denen Kinder zur Schule oder zum Kindergarten gehen, und zwar von       8 Uhr bis 10 Uhr, fuhren 1.441 Fahrzeuge schneller als 50 km/h. Davon 31 schneller als        70 km/h. 

In den Nachmittagsstunden von 13 bis 15 Uhr fuhren 1.844 Fahrzeuge schneller als 50 km/h. Davon 23 schneller als 70 km/h.

Wir gehen davon aus, dass es in den anderen Stadtteilen, in denen ein erheblicher Durchgangsverkehr zu verzeichnen ist, ähnliche Ergebnisse gegeben hat.

Das kann man nicht einfach so zur Kenntnis nehmen.

Was gedenkt die Stadt Runkel hier zu unternehmen?
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass diese Feststellungen mehr oder weniger in allen Stadtteilen festzustellen sind. Er führt weiter aus, dass sich seitens der Verwaltung intensiv damit auseinander gesetzt wird, wie diesen Verhaltensweisen nachhaltig begegnet werden kann.
Hierzu wird seitens der Stadt ein Katalog von Maßnahmen mit dem Ziel erstellt, diesen sehr zeitnah zu beraten und umzusetzen.
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Punkt 2
Bauleitplanung der Stadt Runkel;
hier: 
Erlass einer Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB für die 
Grundstücke Gemarkung Dehrn, Flur 49, Flurstück 88/6 und 88/8 tlw.
Herr Bürgermeister Bender erläutert und ergänzt die Verwaltungsvorlage. 

Herr Fraktionsvorsitzender Becker fragt nach der rechtlichen Regelung, ob eine Privatperson generell überhaupt für die Wasserversorgung zuständig sein kann. Die Wasserversorgung sollte in der Hand der Stadt Runkel bleiben. Herr Bürgermeister Bender erklärt ausführlich, dass es grundsätzlich möglich ist, wenn auf Versorgungspflicht des Dr. de Micco im Vertrag hingewiesen wird.

Herr Becker ist der Meinung, wenn ein Dritter die Wasserversorgung übernimmt, muss er auch den Vertrag mit unterzeichnen. Die Stadt Runkel sollte sich rechtlich absichern.
Herr Arnold ist der Auffassung, dass das angewandte Verfahren das falsche sei. Die Firma W.E. Schloß Dehrn GmbH sollte einen genauen Standpunkt äußern.

Die Bürgerliste Runkel stellt folgenden Antrag:

Dem Erschließungsvertrag soll eine Fußnote zum § 2 Abs. 3 angefügt werden:

„Die Zuständigkeit ergibt sich aus dem Kaufvertrag zum Schloß Dehrn vom 03.07.2000 Beiden Vertragsparteien ist dieser Vertrag bekannt. Eine Kopie des Auszugs (Zuständigkeit für die Wasserversorgung) aus diesem Vertrag ist Bestandteil dieses Erschließungsvertrages.“

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB zur Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB sowie die Billigung des Entwurfs der Ergänzungssatzung und Beschluss zur Durchführung der Beteiligungsverfahren gemäß § 13 Abs. 2 und 3 BauGB. 
Weiterhin beschließt das Parlament, den Antrag der Bürgerliste Runkel in den Erschließungsvertrag mit aufzunehmen.

Abstimmung:

12 Ja-Stimmen
10 Nein-Stimmen

Punkt 3

Mobilfunkanlage Runkel;
hier: 
a) Neuer Standort


b) Übernahme der bisher angefallenen Planungskosten

Herr Bürgermeister Bender erläutert ausführlich den bisherigen Verfahrensablauf.
Auf Nachfrage von Herrn Arnold erklärt er, dass die Container ca. 10-12 m vom nächst betroffenen Gebäude entfernt stehen sollen.

Herr Fraktionsvorsitzender Becker berichtet, dass sich die Bürgerliste vor Ort umgeschaut und mit dieser Angelegenheit intensiv beschäftigt und beschlossen hat, die Mobilfunkanlage mit dem Standort „Auf dem Klapperfeld“ zu errichten.

Herr Arnold schließt sich der Aussage von Herrn Fraktionsvorsitzenden Becker an und teilt mit, dass die CDU-Fraktion ebenfalls für den Standort „Auf dem Klapperfeld“ stimmen wird.
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Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, dem Antrag auf Verlegung des Standorts der Mobilfunkanlage vom „Klapperfeld“ in den Bereich des Bahnhofs zuzustimmen.

Abstimmung:

9 Ja-Stimmen

11 Nein-Stimmen

1 Enthaltung

Hinweis
Die Stadtverordnetenversammlung lehnt somit die Verlegung der Mobilfunkanlage vom Standort „Klapperfeld“ in die „Bahnhofstraße“ mehrheitlich ab.

Punkt 4
Antrag der Fa. RAV, Industriestraße auf Erwerb von Gewerbefläche im Gewerbegebiet Kerkerbach

Herr Bürgermeister Bender erläutert ausführlich die Tischvorlage.

Herr Gebhart stellt für die SPD-Fraktion den Antrag, den Vorgang an den Magistrat zurück zu geben, um abzuklären, was der Investor langfristig mit dem Gelände vor hat.

Dieser Punkt soll in der nächsten Stadtverordnetenversammlung erneut behandelt werden.

Abstimmung:

20 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme

1 Enthaltung
Punkt 5

Vorstellung des Kindergartenkonzeptes mit Satzungsbeschlüssen;

hier: 
a) Satzung über die Benutzung der Tageseinrichtungen für Kinder der Stadt Runkel


b) Gebührensatzung zur Satzung über die Benutzung der Tageseinrichtungen für 
    Kinder der Stadt Runkel


c) Bericht mit Beschlussvorschlag des Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden 
    Gebhart

Herr Ausschussvorsitzender Gebhart gibt folgenden Bericht ab:

Das Thema Kindergärten ist sicher eines der spannendsten, auf jeden Fall aber der arbeits- und kostenintensivsten in der kommunalpolitischen Arbeit. In der jüngeren Vergangenheit sind wir hier mit tiefgreifenden gesellschafts-politischen und sozio-ökonomischen Veränderungen konfrontiert worden. Dieser Prozess ist sicher noch nicht abgeschlossen, vielleicht hat er gerade erst richtig begonnen. Besonders unangenehm für uns ist, dass wir immer wieder durch bundes- und landespolitische Entscheidungen belastet werden, leider aber nur selten eine adäquate finanzielle Entlastung dafür bekommen.

Beispiele sind:

· Pflichtplatz für alle 3-Jährigen,

· Einrichtung von 35 % Ganztagesplätzen,

· Veränderungen der Gruppen- und Schlüsselzahlen für Betreuerinnen und Betreuer.

Eine besondere Situation haben wir in der Stadt Runkel auch dadurch, dass wir neben 3 Kindergärten in städtischer Trägerschaft auch 3 Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft haben. Insgesamt bieten diese kirchlichen Kindergärten mehr Plätze an, als die städtischen. Nun ist das an sich nichts Aufregendes: leider mussten wir jedoch die Erfahrung machen, dass sich  die  Kirchen  immer  stärker  aus  der Finanzierung  dieser Einrichtungen zurückgezogen 
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haben. Hatten sie sich vor Jahren noch mit einem Drittel an den Kosten beteiligt, so haben sie ihren Anteil stufenweise auf zurzeit 15 % zurück gefahren. 

Bemerkenswerterweise wird die Verwaltung gerade von den Gremien der in kirchlicher Trägerschaft befindlichen Einrichtungen bedrängt, das Angebot in diesen Einrichtungen zu verbessern und zu erweitern, obwohl diese genau wissen, dass sich die Träger (Kirchen) nicht an den dadurch entstehenden Kosten beteiligen, nicht einmal mit den 15 %.

Also müssen diese Kosten von den Eltern und letztendlich von der Stadt, das heißt den steuerzahlenden Bürgern getragen werden. Ich halte dieses Vorgehen für äußerst bedenklich und nicht nachvollziehbar. Wenn ich daran denke, was der Verwaltung und in letzter Zeit auch uns Mandatsträgern ins Haus und Postfach geflattert ist, dann ist das aus meiner Sicht manchmal unverschämt und peinlich.

Soviel als Vorspann zu der Berichterstattung über das, was wir gestern Abend im HFA beraten haben. Ich halte dies jedoch für notwendig, um auch den Kolleginnen und Kollegen, die sich nicht so intensiv mit der Problematik befassen konnten, einige Hintergrundinformationen zu geben, ebenso wie der anwesenden Öffentlichkeit.

Der Magistrat hat eine konzeptionelle Vorlage erarbeitet, die an 2 Eckpunkten festgemacht worden ist:

· Ein möglichst gleichartiges Betreuungsangebot an allen Standorten, städtischen wie kirchlichen Kindergärten,

· Einhaltung einer selbst gesetzten Defizitgrenze im städtischen Teil-Haushalt Kindergärten von 1,0 Mio. €.

Unter Beachtung der Rechtslage, der örtlichen Gegebenheiten und dieser beiden Eckpunkte ist das nachfolgende Konzept erstellt worden:

Tabelle1 – Erläuterungen

Dieses neue, erweiterte Angebot muss naturgemäß auch höhere Beiträge zur Folge haben. Der Vorschlag des Magistrats ist 

· für die Ganztagsbetreuung 150,- €/Monat,

· für die Halbtagsbetreuung und den Regelbesuch 82,50 €/Monat zu berechnen.

Wie bereits bisher praktiziert, erhält das 2. Kind einer Familie eine Ermäßigung von 50 % auf diese Gebührensätze, das 3. Kind (und jedes weitere) kann die Einrichtung gebührenfrei besuchen.

Weiterhin werden bei der Ganztagsbetreuung 2 Module angeboten, das Modul 1 beinhaltet neben den täglichen Vormittagsbesuchen Besuche an 2 festzulegenden Nachmittagen und kostet dann 110,- €/Monat, das Modul 2 beinhaltet Besuche an 3 Nachmittagen und kostet 126,- €/Monat.

Für alle Kinder wird darüber hinaus ein monatlicher Betrag von 4,-€ für das Frühstücksgetränk erhoben. Die Mittagsverpflegung incl. Getränk kostet 70,-€/Monat, bei den beiden Modulen entsprechend weniger, wenn das Kind an den freien Nachmittagen nicht an der Mittagsverpflegung teilnimmt.

Auf einem weiteren Tabellenblatt sind die zusammengefassten Erlöse und Kosten dargestellt, so wie sie im Teilhaushalt Kindergärten anfallen werden.

Tabelle2 - Erläuterungen

 Der Kalkulation sind die im Konzept vorgeschlagenen Gruppen (Angebote), die in der neuen Beitragssatzung enthaltenen Gebühren sowie an den Vergangenheitswerten orientierte Auslastungszahlen zu Grunde gelegt. 
Das Ergebnis zeigt ein Defizit von knapp unter 1,0 Mio. €.
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Wir sind uns bewusst, dass dieses Konzept einige Risiken und Unwägbarkeiten beinhaltet:

· Kann die geplante Kapazitätsauslastung erreicht werden?

· Bei den städtischen Einrichtungen ist das Angebot mit vorhandenem Personal (Stundenaufstockung) realisierbar, fraglich ist, ob das in den kirchlichen Kindergärten ebenfalls der Fall ist. Hier können Kostensteigerungen entstehen, die bei gegebener Vertragssituation von der Stadt durch höhere Zuschüsse abgedeckt werden müssen.

· Die Personalausstattung im aufgestellten Konzept erfüllt in den städtischen Kindergärten zwar schon heute die Anforderungen der neuen Schlüsselzahlen (1,75 Betreuer/Gruppe anstatt 1,5 wie bisher –für die Umsetzung hat das Land Hessen einen 3-Jahres-Zeitraum eingeräumt), fraglich ist jedoch, ob in ausreichendem Maß Ausfallzeiten, wie Urlaub, Krankheit, Fortbildung u.a. berücksichtigt wurden. Auch hierdurch können höhere Kosten entstehen.

· Anstehende Tariferhöhungen werden unweigerlich zu Mehrkosten führen, derzeit finden ja verschiedentlich Arbeitskämpfe statt.

Trotz dieser Unbekannten wollen wir das vorgestellte Konzept des Magistrats in Angriff nehmen. Wir werden uns sicherlich im nächsten Jahr wieder zusammensetzen müssen und erneut über die Gesamtsituation beraten. Wir werden auch die Gebührensatzung erneut anpassen müssen, dürften aber selbst dann noch im unteren Bereich für vergleichbare Einrichtungen liegen. Ohne dies im HFA gestern Abend so beschlossen zu haben, unterbreite ich den Vorschlag, die erste Überarbeitung des Konzeptes im Frühjahr 2010 vorzunehmen und dies vielleicht durch einen Begleitbeschluss bereits zu terminieren. Den Zeitdruck unmittelbar vor den, in 2010 noch früher beginnenden Sommerferien sollten wir uns ersparen.

Ich hoffe, alle wesentlichen Bestandteile des Konzeptes in Verbindung mit den Satzungen dargestellt zu haben. Ich habe mir dabei die wortgetreue Wiedergabe jeder redaktionellen Änderung in den Satzungen erspart, diese sind von der Verwaltung aufgenommen und in den Satzungstext eingearbeitet worden. Ich habe auch auf die Wiedergabe von bereits heute in den Satzungen enthaltenen Beträgen und Regelungen verzichtet. Wichtig war mir, die wesentlichen Eckpunkte und Änderungen dieses Konzeptes darzustellen.

Der HFA schlägt der STVV die Annahme dieses Konzeptes sowie der überarbeiteten Satzungen vor. Die neuen Satzungen sollen am 01.09.2009 in Kraft treten.

Der HFA-Beschluss ist einstimmig gefasst worden.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt das neue Kindergartenkonzept mit der neuen Satzung über die Benutzung der Tageseinrichtungen für Kinder der Stadt Runkel sowie der neuen Gebührensatzung zur Satzung über die Benutzung der Tageseinrichtungen für Kinder der Stadt Runkel. Im Frühjahr 2010 soll das Konzept überarbeitet und neu beraten werden.
Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 6

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“, im Stadtteil Runkel;
hier: 
Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 132, „Kappesborder Berg 10“


Kaufantrag der Eheleute Andreas und Sabrina Marbs, Rathausstraße 3, 65553 
Limburg-Dietkirchen

Nachdem ihm das Wort erteilt wird, erläutert Herr Bürgermeister Bender die Tischvorlage.
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Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 132, Größe: 849 m², „Kappesborder Berg 10“ an die Eheleute Andreas und Sabrina Marbs, Rathausstraße 3, 65553 Limburg-Dietkirchen zu einem Baulandpreis von 110,00 Euro/m² (voll erschlossen) zu veräußern.

Abstimmung:

Einstimmig

Punkt 7

Genehmigung der Niederschrift vom 27.05.2009

Die Niederschrift vom 27.05.2009 wird einstimmig genehmigt.

Punkt 8

Mitteilungen des Magistrats

1)

Herr Bürgermeister Bender lädt alle Anwesenden zur Postkarten- und Münzausstellung ein. Diese findet in der Zeit vom 24.07.2009 bis 26.07.2009 im Sitzungssaal des Rathauses statt.

2)

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass die Pressemitteilung bezüglich der Schließung des Lebensmittelmarktes in Ennerich zutreffend ist. In den geführten Gesprächen war von Anfang an klar, dass keinerlei Verschlechterung für die Bürgerinnen und Bürger von Ennerich eintritt.
3)

Betreffend einer Presseveröffentlichung bezüglich des Vandalismus in Dehrn berichtet Herr Bürgermeister Bender, dass Gespräche mit dem Leiter der Polizeidienststelle Limburg-Weilburg geführt wurden. Die Polizei, wie auch die Stadt Runkel ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen bei entsprechender Info seitens der Bürgerinnen und Bürger.
4)

Auf Nachfrage aus der letzten Sitzung erläutert Herr Bürgermeister Bender die Besucherzahlen bzw. die Einnahmen und Ausgaben des neuen Tourismusbüros und des Runkeler Bus´chens. Im Bereich Touristik wird ein Minus von 10.849 Euro verzeichnet, für das Runkeler Bus´chen beziffert sich der Betrag auf -11.485 Euro (jeweils 1. Halbjahr).

5)

Es wird mitgeteilt, dass die Baumaßnahmen im Rahmen der EKVO in Wirbelau im Bereich der Durchgangsstraße abgeschlossen sind. Somit besteht nach gut 3-jähriger Bauzeit wieder die Möglichkeit der ungehinderten Benutzung.

6)

Der Haushalt für das Haushaltsjahr 2009 ist leider immer noch nicht von der Aufsicht des Kreises genehmigt eingegangen.

7)

In den nächsten 4-6 Wochen wird die Gestaltung des Kinderspielplatzes „Kappesborder Berg“ vorgestellt und unter Beteiligung der Ausschüsse in der 2. Hälfte des Jahres realisiert.
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8)
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass die Außenputzarbeiten am Bürgerhaus Steeden unmittelbar vor dem Abschluss stehen. Hier bewegt sich die Stadt Runkel im Kostenrahmen von 30.000 Euro. Benötigt werden jedoch noch ca. 12.000 – 14.000 Euro für die Erneuerung der Terrassenfläche, die in Gestalt von Gitterrosten ausgeführt werden soll.
9)

In Steeden ist der Auftrag für das Errichten der Winkelstützmauer im Bereich Anwesen Hauptstraße 6 erteilt.
10)

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass dem Magistrat und der Verwaltung anstrengende Wochen bevorstehen, da

- 
Vorstellung des Konzeptes der zukünftigen Organisations-Struktur des 
Kläranlagenbetriebsverbandes

- 
Vorstellung des Konzeptes zur Neugestaltung des Campingplatzes in Runkel 
einschließlich des Rundweges

- 
sowie die Vorstellung des Konzeptes der Wohnbebauung des Kappesborder Berges anstehen.

Dies geschieht alles vor dem Hintergrund, dass dies dann alles, so die Zeitplanung, im Parlament beraten und zeitnah – direkt nach den Sommerferien, auch verabschiedet und realisiert werden kann.

11)
Die nächste Sitzung findet am 26. August 2009 statt.

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schließt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach um 21.00 Uhr die Sitzung.

(Stadtverordnetenvorsteher)



(Schriftführerin) 










